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Für den schnellen Einstieg

 
1	� Wie ermittle ich meine „ortsübliche Vergleichsmiete“?  

p Seite 33

2	� Ist die Mieterhöhung mit der Zusendung sofort gültig?  
p Seite 34

3	� Was ist ein Mietspiegel? p Seite 36

4	� Wann muss ich der Mieterhöhung zustimmen?  
p Seite 34, 38

5	� Was bedeuten Jahressperrfrist und Kappungsgrenze?  
p Seite 34, 38

6	� Gilt die Mietpreisbremse auch für Mietverhältnisse  
zum vorübergehenden Gebrauch und/oder möblierte  
Wohnungen? 
p Seite 41
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Für bestehende Mietverhältnisse ist gesetzlich 
geregelt, wann, wie oft und wie umfangreich die 
Miete angehoben werden darf. Haben Mieter 
und Vermieter einen sogenannten Indexmietver-
trag oder Staffelmietvertrag abgeschlossen (p 
Seite 14) – Muster eines Staffel- und eines In-
dexmietvertrags (p Seiten F-29 und F-39) –, 
sind regelmäßige Preissteigerungen fest verein-
bart. Bei allen anderen Mietverträgen aber sind 
Mieterhöhungen immer nur bis zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete möglich, es sei denn, der Ver-
mieter führt Modernisierungsmaßnahmen durch 
(p Seite 68).

Die ortsübliche 
Vergleichsmiete

Voraussetzung für eine Mieterhöhung auf die 
ortsübliche Vergleichsmiete ist, dass die bis-
her vom Mieter gezahlte Miete unter der Durch-
schnittsmiete für vergleichbare Wohnungen am 
Wohnort liegt. Entscheidend ist dabei nicht die 
Markt- oder Angebotsmiete – das ist die Miete, 
die in Wohnungsangeboten, Anzeigen oder 
Internetportalen genannt wird, wenn eine Woh-
nung neu angemietet werden soll. Entscheidend 
ist die Miete, die in bestehenden Mietverhältnis-
sen gezahlt wird  – die Miete, die vor Ort für 
Wohnungen vergleichbarer Art, Größe, Ausstat-
tung, Beschaffenheit und Lage, einschließlich 
der energetischen Ausstattung und Beschaffen-
heit, in den letzten sechs Jahren vereinbart 

wurde oder sich in dieser Zeit durch Mieterhö-
hungen ergeben hat.

Die ortsübliche Vergleichsmiete ist somit ein re-
präsentativer Querschnitt der Mietpreise, die für 
die jeweiligen Wohnungskategorien gezahlt 
werden. Laut Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung gibt es 715 Mietspiegel mit 
Werten der ortsüblichen Vergleichsmiete für 
1.391 Kommunen. 930 Kommunen greifen auf 
einfache und 461 auf qualifizierte Mietspiegel 
zurück. 

Form und Frist

Für die Mieterhöhungserklärung des Vermie-
ters gilt „Textform“. Das bedeutet, dass die Miet-
erhöhung schriftlich abgefasst sein muss. Sie 
kann – muss aber nicht – vom Vermieter persön-
lich unterschrieben sein. Eine Faksimileunter-
schrift oder eine maschinelle Unterschrift, ein 
„gez. Müller“, reichen aus. Klar muss aber sein, 
wer Absender der Mieterhöhung ist.

Der Vermieter kann die Mieterhöhungserklärung 
dem Mieter persönlich übergeben, er kann sie 
per Post schicken oder per Fax beziehungsweise 
E-Mail, zumindest dann, wenn die Mietvertrags-
parteien auch sonst auf diesem Weg miteinan-
der kommunizieren. Mündliche Mieterhöhun-
gen sind dagegen unwirksam.

Die Mieterhöhung
Plötzlich ist sie da: die Mieterhöhung. Doch ein Vermieter darf  
nicht beliebig die Miete erhöhen, er muss Argumente haben.  
Und auch dann ist er an gesetzliche Vorgaben gebunden.
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Die Mieterhöhungserklärung muss von allen 
Vermietern, gegebenenfalls also von beiden 
Ehepartnern, an alle Mieter, die den Mietvertrag 
unterschrieben haben, gerichtet sein. Bevoll-
mächtigt der Vermieter zum Beispiel einen 
Rechtsanwalt, seine Hausverwaltung oder den 
Eigentümerverein mit der Abgabe der Mieterhö-
hung, muss der Mieterhöhungserklärung dieses 
Dritten die Originalvollmacht des Vermieters 
beigefügt sein. Die Vollmacht ist allenfalls dann 
entbehrlich, wenn der Mieter die Bevollmächti-
gung kennt und seit Jahren weiß, dass alle Miet-
vertragsangelegenheiten, auch Mieterhöhun-
gen, zum Beispiel von der Hausverwaltung ab-
gewickelt werden.

Ist die Originalvollmacht nicht beigefügt, kann 
der Mieter die Mieterhöhungserklärung zurück-
weisen, sie ist unwirksam. Die Zurückweisung 
muss aber innerhalb von 14 Tagen erfolgen, 
sonst gilt die Bevollmächtigung als akzeptiert.

Mieterhöhungen auf die ortsübliche Vergleichs-
miete kann der Vermieter nicht einseitig anord-
nen oder vorgeben. Die Mieterhöhung wird nur 
wirksam, wenn der Mieter zustimmt. Der Ver-
mieter muss auf dieses Zustimmungsverfahren 
und entsprechende Fristen hinweisen (p 
Seite 38).

 Außerdem muss der Vermieter
r	� die Jahressperrfrist einhalten,
r	� die Mieterhöhung begründen und
r	� die Kappungsgrenze beachten.

Die Jahressperrfrist
Der Vermieter darf Mieterhöhungen auf die orts-
übliche Vergleichsmiete nicht so oft fordern, wie 
er will. Die gesetzlich vorgegebene Jahres-
sperrfrist bestimmt, dass ein Mieter frühestens 
zwölf Monate nach Abschluss des Mietvertrags 
eine Mieterhöhung bekommen darf. Zwischen 
den einzelnen Mieterhöhungen müssen immer 
mindestens zwölf Monate liegen.

Eine vorher verschickte Mieterhöhung, die die 
Jahressperrfrist nicht berücksichtigt, ist unwirk-
sam. Mieter müssen hierauf nicht reagieren. Der 
Vermieter muss nach Ablauf der Jahressperrfrist 
eine neue Mieterhöhung schicken.

●B BEISPIEL 

Hat das Mietverhältnis im November 2025 
begonnen, darf der Vermieter frühestens im 
November 2026 eine Mieterhöhung schicken. 
Die kann dann unter Berücksichtigung der 
Überlegungs- und Zustimmungsfrist des Mie-
ters (p Seite 38) frühestens zum 1. Februar 
2027 wirksam werden.

●§ URTEIL 

TEXTFORM
Für Mieterhöhungen, zum Beispiel auf die 
ortsübliche Vergleichsmiete, reicht „Textform“ 
aus. Die eigenhändige Unterschrift ist nicht 
mehr zwingend erforderlich. Es reicht aus, 
wenn die Erklärung lesbar, die Person des 
Absenders angegeben und der Abschluss der 
Erklärung erkennbar ist. Stammt die Miet-
erhöhung in Textform von einer juristischen 
Person (GmbH oder Aktiengesellschaft), ist 
es nicht erforderlich, den für die Gesellschaft 
tätig gewordenen Mitarbeiter namentlich zu 
nennen. Es genügt die Angabe des Namens 
der juristischen Person (BGH, Az. VIII ZR 
72/14).
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Die Begründung der Mieterhöhung
Der Vermieter kann die Mieterhöhung nicht mit 
allgemeinen Preissteigerungen, gestiegenen 
Handwerkerrechnungen oder damit begründen, 
dass er die Miete seit „ewigen Zeiten“ nicht mehr 
erhöht hat. Er kann nur fordern, dass die Miete 
auf die ortsübliche Vergleichsmiete, das heißt 
auf die Miete angehoben wird, die vor Ort für 
vergleichbare Wohnungen heute schon bezahlt 
wird. Um die Ortsüblichkeit der geforderten 
Miete zu belegen, hat der Vermieter nach dem 
Gesetz vier Begründungsmöglichkeiten.

Mietdatenbank: Theoretisch kann der Vermie-
ter die Auskunft einer Mietdatenbank einholen, 
die von der Gemeinde oder den örtlichen Eigen-
tümer- und Mietervereinen geführt wird. Zurzeit 
existieren aber keine entsprechenden Miet-
datenbanken, sodass diese Begründungsva-
riante in der Praxis entfällt.

Sachverständigengutachten: Dass ein Sach-
verständiger vom Vermieter eingeschaltet und 
beauftragt wird, die ortsübliche Vergleichsmiete 
für die Mietwohnung zu ermitteln, kommt eher 
selten vor. Grund hierfür ist, dass ein Sachver-

ständigengutachten relativ teuer ist und der Ver-
mieter es bezahlen muss. 

Wenn der Vermieter diese Begründungsmög-
lichkeit wählt, muss das Sachverständigengut-
achten der Mieterhöhungserklärung in vollem 
Wortlaut beigefügt werden. Das Gutachten 
muss von einem qualifizierten Sachverständigen 
erstellt werden, der für ein Fachgebiet öffentlich 
bestellt und vereidigt sein muss, in dem es zu-
mindest auch um Mietpreisbewertungen geht. 
Gutachten und Expertisen der Hausbank oder 
eines Maklers reichen nicht aus. 

Das Sachverständigengutachten muss begrün-
det und nachvollziehbar die begutachtete Woh-
nung in das örtliche Preisgefüge einordnen. Es 
reicht aus, wenn das Gutachten Angaben über 
Tatsachen enthält, aus denen die geforderte 
Mieterhöhung hergeleitet werden kann. Eine 
vorherige Besichtigung der Wohnung ist nicht 
erforderlich. Der Sachverständige kann seine In-
formationen über die Wohnung auch auf ande-
rem Weg erhalten haben.

Vergleichswohnungen: Für den Vermieter 
einfach, für den Mieter oft problematisch ist das 
Begründungsmittel „Vergleichswohnungen“. 
Dabei muss der Vermieter mindestens drei Woh- 
nungen nennen, in denen heute schon so viel 
Miete gezahlt wird, wie er mit seiner 
Mieterhöhung jetzt fordert. Dabei kann sich der 
Vermieter Wohnungen aussuchen, die besonders 
teuer sind. Die Wohnungen können auch aus 
dem eigenen Wohnungsbestand des Vermieters 
stammen. Letztlich haben die Mieten der drei 
Vergleichswohnungen mit der tatsächlichen 
ortsüblichen Vergleichsmiete nur wenig oder 
nichts zu tun. Als formale Begründung für eine 
Mieterhöhung reichen sie aber aus.

Der Vermieter muss im Mieterhöhungsschreiben 
die angegebenen Vergleichswohnungen genau 

●§ URTEIL 

SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN
Begründet der Vermieter die Mieterhöhung 
mit einem Sachverständigengutachten, muss 
er das Gutachten seinem Mieterhöhungsver-
langen beilegen. Der Sachverständige muss 
im Gutachten eine Aussage über die tatsäch-
liche ortsübliche Vergleichsmiete treffen und 
die zu beurteilende Wohnung in das örtliche 
Preisgefüge einordnen (BGH, Az. VIII ZR 
69/15).
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beschreiben, Adresse, Geschoss und Quadrat-
meterpreis sowie gegebenenfalls den Namen 
des Wohnungsinhabers angeben. Die Ver-
gleichswohnungen müssen nicht „identisch“ mit 
der Wohnung sein, für die der Vermieter die 
Miete erhöhen will. Insbesondere müssen die 
Vergleichswohnungen nicht gleich groß sein. 
Entscheidend ist in erster Linie der Quadratme-
terpreis. Allerdings fällt bei gravierenden Unter-
schieden die Vergleichbarkeit weg. So ist die 70 
Quadratmeter große Standardwohnung nicht 
mit einem hochpreisigen Appartement ver-
gleichbar. Wohnungen mit Zentralheizung kön-
nen nicht zur Begründung einer Mieterhöhung 
für eine Wohnung mit Ofenheizung herangezo-
gen werden.

Begründet der Vermieter die Mieterhöhung mit 
der Miete von mindestens drei Vergleichswoh-
nungen, kann er nur die Miete fordern, die für die 
günstigste dieser Vergleichswohnungen gezahlt 
wird. Er darf also keinen Durchschnittswert der 
Vergleichswohnungen bilden und diesen dann 
seiner Mieterhöhung zugrunde legen.

Mietspiegel: Das beste, zuverlässigste und 
transparenteste Begründungsmittel sind Miet-
spiegel. Das sind Preisübersichten über die orts-
übliche Vergleichsmiete, die von der Gemeinde 
oder der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
selbst erstellt oder gemeinsam von den Eigen
tümer- und Mietervereinen erarbeitet wurden. 

Es gibt einfache und qualifizierte Mietspiegel. Im 
Sommer 2022 sind ein Mietspiegelreformgesetz 
und eine Mietspiegelverordnung in Kraft getre-
ten. Offene Rechtsfragen, Auslegungsprobleme 
und Verfahrensfragen zur Erstellung von Miet-
spiegeln wurden geklärt. Unter anderem be-
stimmt das Mietspiegelreformgesetz, dass Ge-
meinden mit mehr als 50.000 Einwohnern ver-
pflichtet sind, einen Mietspiegel zu erstellen. Ein 
erstmalig erstellter einfacher Mietspiegel musste 

bis spätestens 1. Januar 2023 veröffentlicht wer-
den, ein qualifizierter Mietspiegel zum 1. Januar 
2024.

Preisübersichten von Finanzämtern, Maklerver-
bänden, Geldinstituten oder Immobilienportalen 
sind keine Mietspiegel und können nicht zur Be-
gründung einer Mieterhöhung herangezogen 
werden.

●§ URTEIL 

VERGLEICHBARKEIT VON 
MIETSPIEGELN
Gibt es vor Ort keinen Mietspiegel, kann ein 
Vermieter sein Mieterhöhungsverlangen auf 
den Mietspiegel einer vergleichbaren Nach-
bargemeinde stützen (BGH, Az. VIII ZR 
413/12). Gegen eine Vergleichbarkeit von 
zwei Gemeinden sprechen aber ein großer 
Unterschied bei der Einwohnerzahl, Unter-
schiede bei Einrichtungen der Grundversor-
gung, wie Kinos und Theater, und bei der  
Infrastruktur, U- und S-Bahn (BGH, Az. VIII 
ZR 255/18). 

●§ URTEIL 

STICHTAGSZUSCHLAG MÖGLICH
Wenn zwischen dem Erhebungsstichtag des 
Mietspiegels und dem Zugang der Mieterhö-
hung des Vermieters eine ungewöhnliche 
Steigerung der ortsüblichen Vergleichsmiete 
festzustellen ist, kann das Gericht auf die 
Mietspiegelwerte einen sogenannten 
Stichtagszuschlag vornehmen (BGH, Az. VIII 
ZR 295/15).
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Will der Vermieter die Mieterhöhung mit einem 
Mietspiegel begründen, muss er die Mieterwoh-
nung unter Berücksichtigung des Baujahrs des 
Hauses, der Wohnungsgröße, der Wohnungs-
ausstattung, der Wohnlage, gegebenenfalls ein-
schließlich der energetischen Ausstattung und 
Beschaffenheit, einem bestimmten Mietspiegel-
feld zuordnen. 

Häufig nennt der Mietspiegel in dem jeweiligen 
Mietspiegelfeld Mietpreisspannen. Dann darf 
der Vermieter den oberen Wert der Preisspanne 
bei der Begründung seiner Mieterhöhung ange-
ben. Sieht das Mietspiegelfeld einen Preis von 6 
bis 8 Euro pro Quadratmeter vor, kann der Ver-
mieter also eine Erhöhung auf 8 Euro fordern. 
Das ist formal in Ordnung. Ob das dann aber tat-
sächlich die ortsübliche Vergleichsmiete ist oder 
nicht eher der Mittelwert von 7 Euro pro Qua
dratmeter, ist eine Frage der inhaltlichen Rich-
tigkeit, der Begründetheit der Vermieterfor
derung und muss notfalls, wenn sich Mieter und 
Vermieter nicht einigen, von einem Gericht ent-
schieden werden. 

Neben den „normalen“ oder „einfachen“ Miet-
spiegeln gibt es auch die qualifizierten Miet-
spiegel. Sie werden nach anerkannten wissen-
schaftlichen Grundsätzen, das heißt auf einer re-
präsentativen Datenbasis und aufgrund einer 
methodischen Auswertung, von spezialisierten 
Instituten erstellt. Die qualifizierten Mietspiegel 

müssen von der Stadt oder von den Interessen-
vertretern der Mieter und Eigentümer vor Ort an-
erkannt worden sein. Es gibt hier eine Vermu-
tungsregelung, wonach der qualifizierte Miet-
spiegel anerkannten wissenschaftlichen Grund-
sätzen genügt, wenn er den Anforderungen der 
Mietspiegelverordnung entspricht.

Im Unterschied zu einem einfachen Mietspiegel 
kommt dem qualifizierten Mietspiegel in einem 
möglichen Gerichtsverfahren eine besondere 
Bedeutung zu. Hier wird vermutet, dass der qua-
lifizierte Mietspiegel tatsächlich die ortsübliche 
Vergleichsmiete widerspiegelt. Der qualifizierte 
Mietspiegel ist damit nicht nur ein formal mög-
liches Begründungsmittel für die Mieterhöhung, 
wie zum Beispiel die Vergleichswohnungen, er 
gibt in aller Regel auch Auskunft darüber, wie 
hoch tatsächlich die Vergleichsmiete ist.

Existiert vor Ort ein qualifizierter Mietspiegel, 
kann der Vermieter trotzdem seine Mieterhöhung 
auch mit einem der anderen oben genannten Va-
rianten, zum Beispiel Vergleichswohnungen oder 
einem Sachverständigengutachten, begründen. 
Er muss aber auch in diesen Fällen die maßgeb-
lichen Preise aus dem qualifizierten Mietspiegel 
mit angeben. So kann der Mieter einordnen, in-
wieweit das Mieterhöhungsverlangen des Ver-
mieters der tatsächlichen ortsüblichen Ver-
gleichsmiete entspricht.

„Sind Mieterhöhungen immer nur  
nach den Regeln des Vergleichsmieten­
verfahrens möglich?“
Nein, theoretisch können sich Vermieter und Mieter auch per Handschlag auf eine 
höhere Miete verständigen. Die gesetzlichen Regelungen zur Vergleichs-, Staffel- 
oder Indexmiete schützen Mieter aber vor überzogenen Vermieterforderungen oder 
einseitigen beziehungsweise willkürlichen Vorgaben und Vertragsänderungen. 
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Qualifizierte Mietspiegel müssen alle zwei Jahre 
fortgeschrieben und so der aktuellen Mietpreis-
entwicklung angepasst werden. Alle vier Jahre 
müssen sie neu erstellt werden, muss eine neue 
Datenerhebung erfolgen. Geschieht dies nicht, 
verliert der Mietspiegel das Gütesiegel „qualifi-
ziert“, er kann aber als einfacher Mietspiegel 
weiter genutzt werden.

Der einfache oder qualifizierte Mietspiegel muss 
dem Mieterhöhungsschreiben des Vermieters 
beigefügt sein. Anders, wenn der Mietspiegel 
allgemein zugänglich ist, wenn er im Amtsblatt 
der Kommune veröffentlicht wurde, beim Mie-
terverein erhältlich ist oder im Internet steht. Die 
Mietspiegelverordnung bestimmt jetzt, dass ein-
fache und qualifizierte Mietspiegel kostenfrei im 
Internet zu veröffentlichen sind. Für Mietspiegel 
in gedruckter Form kann ein Entgelt gefordert 
werden. Dann muss der Vermieter im Mieterhö-
hungsschreiben nur klar und eindeutig angeben, 
in welches Mietspiegelfeld die Wohnung einge-
ordnet ist.

Die Kappungsgrenze
Die ortsübliche Vergleichsmiete ist die absolute 
Obergrenze für entsprechende Mieterhöhungen 
des Vermieters. Es gibt aber noch eine zweite 

Obergrenze, die sogenannte Kappungsgrenze.

Liegt die derzeitige Miete deutlich unter der orts-
üblichen Vergleichsmiete, darf der Vermieter die 
Miete nicht „auf einen Schlag“ auf das Ver-
gleichsmietenniveau hieven. Er darf die Miete in-
nerhalb von drei Jahren höchstens um 20 Pro-
zent anheben.

In Gebieten mit angespannten Wohnungs-
märkten gilt meistens sogar eine Kappungs-
grenze von 15 Prozent. Dann hätte der Vermie-
ter in dem unten links genannten Beispiel die 
Miete nur auf 6,90 Euro pro Quadratmeter an-
heben dürfen.

Voraussetzung ist, dass das jeweilige Bun- 
desland Städte festgelegt hat, in denen die aus-
reichende Versorgung der Bevölkerung mit Miet-
wohnungen zu angemessenen Bedingungen be-
sonders stark gefährdet ist. Hier greift dann die 
15-Prozent-Kappungsgrenze, zurzeit  in 13 Bun-
desländern und mehr als 532 Städten und Ge-
meinden: mieterbund.de 

p	 WICHTIG  Die Kappungsgrenze darf nicht 
dahin gehend missverstanden werden, 
dass der Vermieter dadurch das Recht er-
hält, alle drei Jahre die Miete um 20 oder 
15 Prozent zu erhöhen. Die Kappungs-
grenze schützt Mieter vor heftigen Miet-
preissprüngen. Mieten, die deutlich unter 
der Vergleichsmiete liegen, dürfen nur 
schrittweise auf deren Niveau angehoben 
werden. Die Vergleichsmiete bleibt nach 
wie vor die entscheidende Obergrenze für 
Mieterhöhungen.

Das Zustimmungsverfahren

Mieterhöhungen auf die Vergleichsmiete darf der 
Vermieter nicht einseitig festlegen oder einfach 

●B BEISPIEL 

Der Vermieter verlangt ab 1. Oktober 2026 
eine Miete von 8 Euro pro Quadratmeter. Das 
ist die ortsübliche Vergleichsmiete. Aber vor 
drei Jahren, das heißt am 1. Oktober 2023, 
zahlte der Mieter 6 Euro pro Quadratmeter 
Miete. Das hat zur Konsequenz, dass der Ver-
mieter die Miete jetzt nur auf 7,20 Euro erhö-
hen darf (20 Prozent Kappungsgrenze) und 
nicht auf die ortsübliche Vergleichsmiete von 
8 Euro pro Quadratmeter.
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vorgeben. Voraussetzung, dass die Mieterhö-
hung wirksam wird, ist die Zustimmung des Mie-
ters. Allerdings steht es nicht in dessen Belieben, 
ob er zustimmt oder nicht. Ist die Mieterhöhung 
formal in Ordnung und sachlich begründet, muss 
er zustimmen. Um dies abzuklären, hat der Mie-
ter Zeit, die Mieterhöhung des Vermieters sorg-
fältig zu prüfen. Nach dem Gesetz hat er eine 
Überlegungs- oder Zustimmungsfrist von zwei 
bis drei Monaten. Die Zustimmungsfrist beginnt 
an dem Tag, an dem der Mieter die Mieterhöhung 
erhalten hat. Sie läuft den Rest des Monats und 
die beiden darauffolgenden Monate.

Stimmt der Mieter nicht zu, muss der Vermieter 
vor Gericht auf Zustimmung zur Mieterhöhung 
klagen, wenn er seine Mieterhöhung durchset-
zen will. Spätestens drei Monate nach Ablauf 
der Überlegungsfrist muss er die Klage erhoben 
haben. Verpasst er diese Frist, ist die Mieterhö-
hung „vom Tisch“. Der Vermieter kann dann 
höchstens eine neue Mieterhöhung schicken, 
und alle Fristen des Zustimmungsverfahrens be-
ginnen von Neuem.

Hat der Vermieter aber rechtzeitig Klage erho-
ben, entscheidet das Gericht, ob die Mieterhö-
hung formal und sachlich in Ordnung ist. Das 
Gericht kann bei seiner Entscheidung einen qua-
lifizierten oder auch einen einfachen Mietspie-
gel als Erkenntnisquelle nutzen. Die ortsübliche 

Vergleichsmiete kann aber auch durch einen 
Sachverständigen auf Grundlage eines einfa-
chen Mietspiegels und der Heranziehung von 
Vergleichswohnungen ermittelt werden (BGH, 
Az. VIII ZR 223/21). Ist die Mieterhöhung in Ord-
nung, wird der Mieter zur Zahlung der erhöhten 
Miete verurteilt, und zwar rückwirkend ab dem 
Monat, der auf das Ende der Überlegungsfrist 
folgte. Der Mieter muss dann die zwischenzeit-
lich eingetretenen Mietrückstände nachzahlen 
(BGH, Az. VIII ZR 204/10). Die Kosten des Miet-
erhöhungsverfahrens trägt derjenige, der den 
Prozess verliert.

Damit es gar nicht erst so weit kommt, sollten 
Mieter die Mieterhöhung während der Überle-
gungsfrist „auf Herz und Nieren“ überprüfen, an-
hand der Checkliste zur Mieterhöhung (p Seite 
F-59), und im Zweifel den örtlichen Mieterver-
ein einschalten. 

Abzuklären ist, ob die Vergleichsmietenerhö-
hung wegen der Vereinbarung eines Staffel- 

●B BEISPIEL 

Der Mieter erhält die Mieterhöhung im Januar. 
Dann läuft die Zustimmungsfrist Ende März 
ab – egal, ob die Mieterhöhung Anfang oder 
Ende Januar beim Mieter eingetroffen ist. 
Stimmt der Mieter der Mieterhöhung zu, dann 
wird sie ab April wirksam.

●§ URTEIL 

WOHNFLÄCHE IM 
MIETERHÖHUNGSVERFAHREN
Der Vermieter, der eine Mieterhöhung ver-
langt, trägt die Darlegungs- und Beweislast 
auch für die angegebene Wohnfläche. Hält 
der Mieter diese Angaben für falsch, muss er 
erläutern, von welchen tatsächlichen Um-
ständen er ausgeht, warum er die Wohnflä-
chenangaben des Vermieters für falsch hält 
(BGH, Az. VIII ZR 181/16). Dem Mieter sei es 
möglich und zumutbar, die Wohnfläche der 
gemieteten Wohnung überschlägig zu ver-
messen und gegebenenfalls abweichende 
Flächenwerte vorzutragen.
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